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KOLUMNE

Zurück zur
Vernunft
V O N R I C H A R D S C H Ü T Z E

Die Republik ist an einem Tiefpunkt an-
gelangt. Zu befürchten ist, dass auch dieses
Niveau noch unterschritten werden kann.
Dazu haben viele beigetragen. Viele in
Politik und Medien sind entsetzt über die
Demonstration von Kritikern der Corona-
Maßnahmen, denn Rechte wollten dabei
über die vermeintliche Corona-Diktatur
triumphieren. Wieder andere wundern
sich, dass der rheinische Karneval abge-
sagt werden soll; die Saison scheint doch
bereits in vollem Gange. Rechtsradikale
stürmten gar mit Reichsfahnen die Treppe
zum Reichstag hinauf. Es geht drunter und
drüber. Im Hintergrund verblassen die
Sorgen vieler Menschen um den Brot-
erwerb und das Wohl ihrer Familien. Bei
aller Aufregung gilt es aber nun, mit Au-
genmaß und besonnener Vernunft zu dif-
ferenzieren statt zu diffamieren. Die Wirk-
lichkeit ist selten schwarz oder weiß, viel-
mehr zumeist grau und bunt. Empörung
und wechselseitige Verunglimpfung führen
nicht weiter. Eine nüchterne Bestandsauf-
nahme tut Not: Mit einer gigantischen
Neuverschuldung narkotisiert die Politik
die Gesellschaft und ermöglicht einerseits
längst insolventen Unternehmen ein ver-
längertes Siechtum, während sie sich an-
dererseits als Kapitalgeber immer mehr in
die Wirtschaft einmischt. Was Mittel-
ständler als bedrohlich empfinden, kann
Konzernmanagern egal sein; ihre Arbeits-
verträge sind zumeist wie bei Fußballpro-
fis befristet und sie haften allenfalls mit
einer Erfolgsprämie für die Performance
der Firma. Kurzarbeiter müssen mit einem
gekürzten Einkommen auskommen und
inständig hoffen, dass der eigene Arbeits-
platz nicht ganz wegfällt. Selbstständige
und Künstler fallen ganz durch den Rost
und müssen sehen, wo sie bleiben. Die
Kollateralschäden der Corona-Maßnah-
men treten immer gravierender zutage und
auch dem Staat geht allmählich die finan-
zielle Puste aus. Schon ruft der „Herr der
Schuldenbremse“, Finanzminister Olaf
Scholz, als bereits designierter SPD-Kanz-
lerkandidat nach einer Steuererhöhung für
Besserverdienende. Nach ersten Berech-
nungen würden dann mehr als vier Millio-
nen Menschen verstärkt zur Kasse gebe-
ten. Allein dieses Ansinnen lähmt die In-
vestitionsbereitschaft und den Unterneh-
mergeist zusätzlich. Wer über Vermögen
verfügt, denkt bereits darüber nach, wie er
es auf legale Weise dem staatlichen Zugriff
entziehen kann. Die Gewerkschaften sind
hin und her gerissen zwischen der Heraus-
forderung, möglichst viele Arbeitsplätze zu
erhalten, und der Verführung, in system-
relevanten Bereichen wie dem öffentlichen
Dienst oder der Gesundheitsversorgung
deutlich höhere Löhne zu fordern. Derweil
setzt die Politik noch einen obendrauf mit
dem Impetus, die Krise zu nutzen, um mit
einem möglichst radikalen ökologischen
Umbau der Marktwirtschaft dem Klima-
wandel zu begegnen und mit einer weite-
ren Rekordverschuldung den Zusammen-
bruch der EU zu verhindern. Dabei aber
überfordern wir uns. Weder staatliche All-
machtsfantasien noch moralischer Rigoris-
mus helfen, sondern nur ein Szenario für
eine Rückkehr zu Selbstbescheidung und
Normalität. Je früher, desto besser.
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„Eine Sozialethik, welche
die Funktionsfähigkeit der
staatlichen Ordnung aus
dem Blick verliert,
schwächt auch jene staat-
lichen Institutionen, die
dem Schutz der Person und
ihrer Rechte dienen.“

MehralseinNachtwächter
Der Staat als
Ordnungs-
rahmen spielt in
der Sozialethik
kaum eine Rol-
le. Das sollte
sich ändern,
meint Axel
Bernd Kunze
VON STEFAN ROCHOW

Christinnen und Christen geben dem
Staat, was des Staates ist, und Gott, was
Gottes ist. In der heutigen katholischen
oder evangelischen Theologie entsteht
der Eindruck, dass der Staat keine Rolle
mehr spiele oder man diesem geradezu
feindlich gegenübersteht. Warum?
Vieles beruht auf einem Mangel an staatli-
cher Handlungsfähigkeit. Dies gilt für Ter-
rorismus, Organisierte Kriminalität oder
Migration. Ohne funktionierende Staatlich-
keit ist das nicht lösbar. In der Migrations-
krise hat die Sozialethik leichtfertig die Be-
deutung gesicherter Grenzen oder berech-
tigte Ansprüche eines robusten Ausländer-
rechts in Abrede gestellt. Ein Beispiel: Der

kirchliche Diskurs über Seenotrettung ist
einseitig, weil nicht zur Kenntnis genom-
men wird, wie hier ein uraltes Recht auf
skrupellose Weise durch Organisierte Kri-
minalität ausgenutzt wird. Theologen und
Kirchenvertreter richten häufig große Er-
wartungen an den Sozialstaat. Es fehlt hin-
gegen das sozialethische Bewusstsein, dass
der Staat nicht grenzenlos belastbar ist.
Auch die Kirchen bleiben auf einen hand-
lungsfähigen Staat angewiesen. Wo Kirche
als Arbeitgeber, Vertrags- und Sozialpart-
ner, Immobilienbesitzer, Bildungs- oder
Kulturträger aktiv ist, braucht sie Rechts-
und Planungssicherheit.

Die Kirchen fokussieren sich stark auf
Menschenrechte. Moralische Begrün-
dungen stehen oft über rechtlichen Argu-
mentationen. Der Staat als Ordnungs-
rahmen wird relativiert. Hat der Staat
ausgedient?
Vornehmste Aufgabe des Staates bleibt, in-
nere und äußere Sicherheit zu garantieren.
Die Menschenrechte begrenzen das hierfür
notwendige Gewaltmonopol des Staates.
Zugleich bleiben sie auf einen Staat ange-
wiesen, der sie wirksam schützt. Die Men-
schenrechte sind eine Antwort auf konkrete
Gewalt in der Sprache des Rechts. Zwei
problematische Lesarten sind aktuell zu be-
obachten: DieMenschenrechte werden ein-
seitig individualistisch ausgelegt. Sollen et-
wa die Rechte auf Religionsfreiheit, freie
Wahl, Schulbesuch oder Rechtsgleichheit
wirksam umgesetzt werden, geht das nicht
ohne vermittelnde soziale Institutionen.
Weiter werden die Menschenrechte zuneh-
mend als Instrument staatlich betriebener
Gesellschaftsreform verstanden – mit fata-
len Folgen: Freiräume privater und gesell-
schaftlicher Selbstentfaltung schwinden,
belohnt werden Anpassung an staatliche
Erwartungen und konformes Verhalten.

In IhremBuch beschreiben Sie eine Krise
des Staates.Woranmachen Sie dieseKri-
se fest?
An zwei Anzeichen: Ein friedliches Zusam-
menleben in Freiheit und Toleranz ist kein
fester Besitz. Die notwendigen Orientie-
rungswerte müssen gepflegt werden. Die
immer wieder aufflammende Leitkulturde-
batte zeigt, wie schwer uns das fällt. Ein

Staatswesen, dem Identität und Zusam-
mengehörigkeitsgefühl fehlen, droht ausei-
nanderzufallen. Ferner erleben wir, wie
Entscheidungen zunehmend ausgelagert
werden in internationale Organisationen
oder suprastaatliche Institutionen. Dies
stärkt technokratische Strukturen und
schwächt die demokratische Beteiligung
der Bürger.

Welcher Zusammenhang besteht zwi-
schen Gemeinwesen und Staat?

Die Verfassung setzt den notwendigen Rah-
men, in dem sich individuelle Freiheit, ge-
sellschaftliche Pluralität und bürgerliche
Produktivität entfalten können. DieRechts-
funktion des Staates sollte keinesfalls ge-
ring geachtet werden. Der Rechtsstaat ver-
liert an Wirkkraft, wo Bürger nicht mehr
glauben, Teil desselben Gemeinwesens zu
sein. Zum Volk gehört nicht einfach jeder,
der zufällig im Land lebt, wie die Bundes-
kanzlerin gesagt hat. Das Volk ist mehr: eine
politische Lebens- und Schicksalsgemein-
schaft, gegründet auf gemeinsam geteilten
Erinnerungen, Traditionen undWerten, oh-
ne die es gegenseitiges Vertrauen nicht ge-
ben kann. Dieses bleibt ein wichtiges So-
zialkapital im Zusammenleben, wie sich
nicht zuletzt in Krisenzeiten zeigt.

Daher auch Ihr Plädoyer für den Natio-
nalstaat?
Der Nationalstaat ist mehr als eineWärme-
stube für verunsicherte Ewiggestrige. In der
Coronakrise war der Staat auf einmal
wieder mehr als deutlich spürbar: durch
Grenzschließungen, einschneidende Infek-
tionsschutzmaßnahmen und staatliche Kri-

senhilfe. Auch wer mehr suprastaatliche
Kooperationen einfordert, geht weiterhin
von souveränen Staaten aus, die gemeinsam
nach Lösungen suchen. Die katholische So-
zialverkündigung hat zu Recht daran festge-
halten, so etwa Johannes Paul II. und Fran-
ziskus vor der UN, dass staatliche Souverä-
nität ein wichtiger Garant für die Sicherung
vonRecht undFreiheit zwischen denNatio-
nen darstellt. Eine abstrakte Weltinnen-
politik bliebe dem Recht gegenüber entwe-
der durchsetzungsschwach und brüchig
oder totalitär. Eine Art „kosmopolitischer
Leviathan“ würde sowohl jeden Wettbe-
werb zwischen den Staaten – auch um die
beste politische Konfliktlösung – ersticken,
als auch jede Möglichkeit zum Asyl rauben.

Müsste die Sozialethik den Staat wieder
entdecken?
Verlässliche, ordnungsstiftende Institutio-
nen sind eine der größten Errungenschaf-
ten der europäischen Staats- und Gesell-
schaftsentwicklung. Eine Sozialethik, wel-
che die Funktionsfähigkeit der staatlichen
Ordnung aus dem Blick verliert, schwächt
letztlich auch jene staatlichen Institutionen,
die dem Schutz der Person und ihrer Rech-
te dienen. Es steht einiges auf dem Spiel:
Ethische Maximalforderungen, denen die
Sorge um den Erhalt der staatspolitischen
Grundlagen abgeht, erscheinen als ein un-
ernst wirkender Gestus prophetischer Kri-
tik. Ohne politische Vernunft wirken sich
diese politisch destruktiv aus.


